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10. Wahlperiode 

02. 03. 84 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Schneider (Berlin) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1009 — 


Deutsch-deutsche Beziehungen und Vöikerrechtsfrage 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen hat mit Schreiben vom 28. Februar 
1984 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Justiz wie folgt beantwortet: 


1. Unter welchen Umständen, zu welchem Zeitpunkt und mit welchen 
Konsequenzen wurde in den deutsch-deutschen Beziehungen die 
politische Handhabung der von der Bundesrepublik Deutschland 
beanspruchten völkerrechtlichen Anerkennung der DDR durch den 
ostdeutschen Staat zu einem Hindernis für Vereinbarungen, Ver- 
tragsabschlüsse u. ä. zwischen den beiden deutschen Staaten? 

Die Ablehnung einer formellen völkerrechtlichen Anerkennung 
der DDR durch die Bundesrepublik Deutschland, die aus Verfas- 
sungsgründen geboten ist und sich aus der besonderen Natur der 
innerdeutschen Beziehungen ergibt, hat den Abschluß des Ver- 
trages über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bun- 
desrepubhk Deutschland und der DDR vom 21. Dezember 1972 
nicht gehindert. Der Grundlagenvertrag selbst hat, wie das Bun- 
desverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 31. Juli 1973 
ausdrücklich bestätigte (BVerfGE 36, Iff,, 22f.), eine völkerrecht- 
liche Anerkennung der DDR nicht bewirkt. Auch die zwischen der 
Bundesrepubhk Deutschland und der DDR abgeschlossenen 
Folgeverträge, wie z.B. das Regierungsabkommen auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens vom 25. April 1974 oder das 
Regierungsabkommen auf dem Gebiet des Post- und Fernmelde- 
wesens vom 30. März 1976, sind zustande gekommen, ohne daß 
eine völkerrechthche Anerkennung der DDR als Vorbedingung 
für den Abschluß dieser Verträge von der DDR gefordert worden 
wäre. 
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Diese Feststellung schließt nicht aus, daß die DDR sich selbst nach 
ihrem eigenen Staatsverständnis als ein selbständiger Staat auf 
der internationalen Ebene versteht, dessen Verhältnis zur Bun- 
desrepubhk Deutschland ausschheßhch durch die Regeln des 
Völkerrechts bestimmt wird und mit dem sie keinerlei Sonder- 
beziehungen verbindet. Trotz der Unterschiede im jeweihgen 
staatiichen Selbstverständnis koimten die innerdeutschen Be- 
ziehungen auf vielen Gebieten ausgebaut werden. 

In einzelnen Regeltmgsbereichen kommt es jedoch immer wieder 
zu Schwierigkeiten, wenn diese Differenzen zwischen beiden 
deutschen Staaten grundsätzüche Bereiche berühren, die mit 
ihrem jeweiligen staatiichen Selbstverständnis in unmittelbarer 
Verbindtmg stehen. Dies ist z.B. bei den Rechtshüfeverhand- 
limgen der Fall, in denen die DDR sich wegen der unterschied- 
hchen Auffassungen zur Staatsangehörigkeitsfrage bis heute wei- 
gert, ein Rechtshilfeabkommen abzuschheßen. 


2. Welche Überlegungen hindern die Bundesregierung, die Erfas- 
sungsstelle in Salzgitter aufzulösen? 

Bei der Zentralen Erfasstmgsstelle der Landesjustizverwaltungen 
in Salzgitter handelt es sich um eine Einrichtung der Länder, 
deren Auflösung nur die Länder bestimmen können. 


3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die von einigen Gemein- 
den angestrebten Partnerschaften mit Städten in der DDR in Ver- 
handlimgen mit zuständigen Stellen der Regierung der DDR zu 
bewerkstelligen, imd ist eine solche Initiative als Gegenstand 
deutsch-deutscher Verhandlungen vorgesehen? 


Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn Partnerschaften 
zwischen Städten der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
zustande kämen, denn sie ermöglichen persönliche Verbindun- 
gen zwischen den Bürgern der Partnerstädte und können so das 
gegenseitige Verständnis fördern. Entsprechende Initiativen zahl- 
reicher Städte und Gemeinden aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land unterstützt die Bundesregierung nach Kräften. Das Thema 
war bereits mehrfach Gegenstand von Gesprächen mit der Regie- 
rung der DDR. Leider hat die Regierung der DDR bislang stets 
negativ reagiert. 
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